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42 Bekanntmachung gemäß § 10
des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 48147 Münster, 23.02.2018
52-500-0211802/0024.V Domplatz 1-3

poststelle@brms.nrw.de

Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 c,
48653 Coesfeld
Die Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 
c, 48653 Coesfeld, hat die Änderungsgenehmigung zur we-
sentlichen Änderung, des gemäß BImSchG genehmigten
Kompostwerkes in Coesfeld (Gemarkung Kirchspiel, Flur 
27, Flurstück 220) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung des Kom-
postwerkes mit Teilstromvergärung in Coesfeld um eine 
Gärprodukttrocknung. Die Anlage soll nach Änderungs-
genehmigung errichtet und betrieben werden.

Der für Mittwoch, den 21.03.2018 um 10.00 Uhr, im Be-
sprechungsraum der RETERRA, Brink 37 c, 48653 Coes-
feld, vorgesehene Erörterungstermin findet nicht statt, da 
gegen das beantragte Vorhaben keine Einwendungen inner-
halb der Einwendungsfrist erhoben wurden.

Im Auftrag
gez. Dagmar Egemann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 69

43 Bekanntmachung der Teilrücknahme der
Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsbescheides
vom 19.01.2017 zur Errichtung und Betrieb des
Steinkohlekraftwerks Datteln 4

Bezirksregierung Münster Münster, den 23.02.2018
500-0915123/0021.V Domplatz 1-3, 48143 Münster

dez53@brms.nrw.de

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
23.02.2018 die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 zur Fest-
legung eines Emissionsgrenzwertes als Jahresmittelwert 
von 0,002 mg/m3 für den Parameter Quecksilber und
seine Verbindungen, angegeben als Quecksilber (Hg),
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbeschei-
des vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 zurückgenommen.

Der Teilrücknahmebescheid enthält folgenden verfügenden
Teil:

„1. Hiermit wird die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbe-
scheides vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Steinkohlekraftwerks in Datteln (Az.: 
500-53.0011/15/0915123/0021.V) mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen.

B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung
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89	� Genehmigung einer öffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung zwischen dem Kreis Coesfeld und der 
Gemeinde Ascheberg

Die nachfolgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen dem Kreis Coesfeld und der Gemeinde Ascheberg zur 
Übertragung der Erteilung von Ausnahmen und Befreiun-
gen für baugenehmigungsfreie Bauvorhaben habe ich mit 
Verfügung vom heutigen Tage gemäß § 24 Absatz 2 Satz 
1 des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit 
(GkG NRW) genehmigt.

Die Vereinbarung und meine Genehmigung werden hiermit 
gemäß § 24 Abs. 3 GkG NRW bekannt gemacht. Die Verein-
barung wird am Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt 
für den Regierungsbezirk Münster wirksam.

Münster, den 01. April 2020	� Bezirksregierung Münster 
Az.: 31.1.25-116/2020.0002 

� Im Auftrag 
� gez. Wellmann

Öffentlich-rechtIiche Vereinbarung des Kreises  
Coesfeld und der Gemeinde Ascheberg

Der Kreis Coesfeld und die Gemeinde Ascheberg haben 
nachstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung geschlos-
sen:

Zwischen der Gemeinde Ascheberg und dem Kreis Coesfeld 
wird gemäß §§ 1 und 23 ff. des Gesetzes über die kommuna-
le Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 01.10.1979 (GV NW S. 621 SGV NRW 202), 
in der zuletzt geänderten Fassung folgende delegierende öf-
fentlich-rechtliche Vereinbarung geschlossen:

§ 1

(1) �Der Kreis Coesfeld übernimmt für die Gemeinde Asche- 
berg die Aufgabe der Bescheidung von Anträgen über 
die Erteilung von Ausnahmen und Befreiungen für bau-

genehmigungsfreie Bauvorhaben gem. § 69 Absatz 3 
Bauordnung Nordrhein-Westfalen (BauO NRW 2018)

(2) �Das Recht und die Pflicht der Gemeinde Ascheberg zur
Erfüllung dieser Aufgaben geht auf den Kreis Coesfeld
über (§ 23 Abs. 1 erste Alternative, § 23 Abs. 2 S. 1
GkG).

(3) �Für alle vor dem Inkrafttreten der Vereinbarung bei der
Gemeinde Ascheberg vorliegenden Anträge verbleibt es 
bei der bisherigen Zuständigkeit.

 
§ 2

Der Kreis Coesfeld verpflichtet sich, die für die ordnungs-
gemäße Aufgabenerfüllung notwendigen materiellen und 
personellen Voraussetzungen zu gewährleisten.

§ 3

Die im Rahmen der Aufgabenerledigung anfallenden Ge-
bühren stehen dem Kreis Coesfeld in voller Höhe zu. Auf 
eine Entschädigungsregelung (§ 23 Abs. 4 GkG) wird ver-
zichtet. Die zusätzlichen Gebühreneinnahmen werden die 
personellen Mehraufwendungen des Kreises Coesfeld in 
Teilen, aber nicht vollumfänglich, decken.

 
§ 4

Diese öffentlich-rechtliche Vereinbarung wird auf unbe-
stimmte Zeit geschlossen. Sie kann von jedem Beteiligten 
unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Jahr zum 
Ende eines Haushaltsjahres schriftlich gekündigt werden, 
erstmals nach 2 Jahren nach Inkrafttreten.

 
§ 5

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung rechts-
unwirksam sein oder werden oder sollte sich eine Lücke 
herausstellen, so berührt das die Wirksamkeit des übrigen 
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      �für baugenehmigungsfreie Bauvorhaben gem. § 69 Ab-
satz 3 Bauordnung Nordrhein-Westfalen.

(2) �Das Recht und die Pflicht der Stadt Billerbeck zur  
Erfüllung dieser Aufgaben geht auf den Kreis Coesfeld 
über (§ 23 Abs. 1 erste Alternative, § 23 Abs. 2 S. 1 
GkG).

	� Für alle vor dem Inkrafttreten der Vereinbarung bei der 
Stadt Billerbeck vorliegenden Anträge verbleibt es bei 
der bisherigen Zuständigkeit.

 
§ 2

Der Kreis Coesfeld verpflichtet sich, die für die ordnungs-
gemäße Aufgabenerfüllung notwendigen materiellen und 
personellen Voraussetzungen zu gewährleisten.

 
§ 3

Die im Rahmen der Aufgabenerledigung anfallenden Ge-
bühren stehen dem Kreis Coesfeld in voller Höhe zu. Auf 
eine Entschädigungsregelung (§ 23 Abs. 4 GkG) wird ver-
zichtet. Die zusätzlichen Gebühreneinnahmen werden die 
personellen Mehraufwendungen des Kreises Coesfeld in 
Teilen, aber nicht vollumfänglich decken.

 
§ 4

Diese öffentlich-rechtliche Vereinbarung wird auf unbe-
stimmte Zeit geschlossen. Sie kann von jedem Beteiligten 
unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Jahr zum 
Ende eines Haushaltsjahres schriftlich gekündigt werden, 
erstmals nach 2 Jahren nach Inkrafttreten. 

 
§ 5

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung rechts-
unwirksam sein oder werden, oder sollte sich eine Lücke 
herausstellen, so berührt das die Wirksamkeit des übrigen 
InhaItes nicht. Unwirksame Bestimmungen gelten vielmehr 
als durch wirksame Regelungen ersetzt, Lücken als ausge-
füllt, wie dies dem zum Ausdruck kommenden Willen der 
Beteiligten am besten entspricht. Die Beteiligten verpflich-
ten sich wechselseitig, an einer schriftlichen Niederlegung 
solcher Bestimmungen mitzuwirken.

 
§ 6

Diese Vereinbarung tritt am Tage nach der Bekanntmachung 
im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster in Kraft  
(§ 24 GkG).

Coesfeld, den

 

Schulze Pellengahr, Landrat		 Helmich, Dezernent

Billerbeck, den 20.01.2020

 

Dirks, Bürgermeisterin		  Mollenhauer, 
				                Fachbereichsleiter 
				                Planen und Bauen

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2020 S. 222

Inhaltes nicht. Unwirksame Bestimmungen gelten vielmehr 
als durch wirksame Regelungen ersetzt, Lücken als ausge-
füllt, wie dies dem zum Ausdruck kommenden Willen der 
Beteiligten am besten entspricht. Die Beteiligten verpflich-
ten sich wechselseitig, an einer schriftlichen Niederlegung 
solcher Bestimmungen mitzuwirken.

 
§ 6

Diese Vereinbarung tritt am Tage nach der Bekanntmachung 
im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster in Kraft  
(§ 24 GkG).

Coesfeld, den

 
Schulze Pellengahr, Landrat		 Helmich, Dezernent

Ascheberg, den 22.01.2020

 
Dr. Risthaus, Bürgermeister		 van Roje,  
					     vertretungsber.  
					     Angestellter

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2020 S. 221-222

90	� Genehmigung einer öffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung zwischen dem Kreis Coesfeld und der 
Stadt Billerbeck

Die nachfolgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen dem Kreis Coesfeld und der Stadt Billerbeck zur 
Übertragung der Erteilung von Ausnahmen und Befreiun-
gen für baugenehmigungsfreie Bauvorhaben habe ich mit 
Verfügung vom heutigen Tage gemäß § 24 Absatz 2 Satz 
1 des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit 
(GkG NRW) genehmigt.

Die Vereinbarung und meine Genehmigung werden hiermit 
gemäß § 24 Abs. 3 GkG NRW bekannt gemacht. Die Verein-
barung wird am Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt 
für den Regierungsbezirk Münster wirksam.

Münster, den 01. April 2020	� Bezirksregierung Münster 
� Az.: 31.1.25-116/2020.0001 
� Im Auftrag 
� gez. Wellmann

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung des Kreises  
Coesfeld und der Stadt Billerbeck

Der Kreis Coesfeld und die Stadt Billerbeck haben nachste-
hende öffentlich-rechtliche Vereinbarung geschlossen:

Zwischen der Stadt Billerbeck und dem Kreis Coesfeld wird 
gemäß §§ 1 und 23 ff. des Gesetzes über die kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 01.10.1979 (GV NW S. 621 SGV NRW 202), 
in der zuletzt geänderten Fassung folgende delegierende öf-
fentlich-rechtliche Vereinbarung geschlossen:

§ 1

(1) �Der Kreis Coesfeld übernimmt für die Stadt Billerbeck 
die Aufgabe der Erteilung der Bescheidung von Anträ-
gen über die Erteilung von Ausnahmen und Befreiungen




